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Rahmen-Die nstverei nbaru n g
über Planung, Einfühilrg, Betrieb und Elweiterung/Anderung

von Systemen der lnformationstechnik (!T)
ruischen

der Universität Paderbom (Dicnststelle) - vertrEtcn durch den Rektor und den Kanzler -

dom yulssenschaflar Porronalrst und &rn Peßonalret der
der UniErsität Pade6om

BeschäftigrEn

§,
Zw*k der Vereinbarung

Dienststelle und die Personalräte der Universität Paderborn sind sicfr darin einig,
dass ein zukunftsorientierter Einsats von lT-Technologien dem Wohle der Hoctrscfrule
sowie seiner Bescftfrigten at dienen hat. Dieses Ziel kann nur erreicht urerden, rrenn
Hochscftulleitung, Personalräte und Beschäftigte gleichermaßen die Anrverduqg ner.rer
Technologien mitfagen und mitgestalten. Daat ist es noturendig, dass

' der Personalrat und die betrotrenen Besctrrifrigrten konsüuktiv und qualifiziert
r ./ in Entscfieidungs- urd Gegtaltungspfozesse einbezogen urerden,v . die Bescfräfiigten vor Gefahren und negativen Ar.rsrrirkungen g€schütA

werden,. rechnergestützte Systeme als lnstrumente ajr Unterstützurq der. mensctrlicüpn ArÖeit auszulegen sind, nicfrt aber der Mensctr ar.rf clie
Systembedienung reduziert wird,. Grundrechte der Pelson, v. a. die'informationelle Selbstbestimmung", volle
Berucksichtigung linden.

Zrryed< dieser Vereinbanrng ist es daher, entsprecfEnde Grundsätre, Regetungsnege
und Beteiligungsinstrumente festsulegen, die t)r die Zukunft eine zügige,
unbürokatische und von den Personalvertretungen sode den Bescütäftigrten
mitgetragene Entwicklung sichem.

und
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§2
G dftu n gsbvei ch tBegrifl lsöes ti m m u n g

Diese lT- Rahmendienitvereinbarung gilt

. persönlich: für alle Beschäftigrten der UniVersität Paderbom im Sinn des

LPVG NW
. sachlich: für die Planung, Einführung, den Betrieb und die Erweiterung/Anderung

von Systemen der lnformationstecfrnik (lT), die förmlichen Beteiligungsrechten
nach Maßgabe des LPVG NW unterliegen.

. örtlich: für die Universität Paderbom

lT- Systeme im Sinne dieser Vereinbarung sind Technologien der lnformationstechnik,
mit denen Daten aus Venivaltungsabläufen unter Verwendung von Rechnem erfasst,
gespeichert und verarbeitet werden.

lm Übrigen gelten die Bestimmungen des DatenschutrgeseEes Nordrhein-Westfalen
(DSG NW) in cler geltenden Fassung.

§3
GrundsäEe

Diese Rahmendienstveieinbarung dient insbesondere dazu, folgende Grundsätze zu
venrirklichen:

. Grundrectte der Personen, vor allem das Selbstbestimmungsrecht an den
eigenen Daten, fihden volle Berucksichtigung.

\J ..-, Die Qualität der Artleits: und C'escttäftsprozesse wird erhöht.. Die Qualifikation der Bescträfligrten wird gsfördert und gesichert.
. Die Gestaltung derArbeitsplätse erfolg( nach den Bestimmungen der

Aöeitsstättenverordnung und den einschlägigen DIN-Normen.. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden bei der Planung, Einfrihrung und
Anderung von lT- Systemen beteiligrt.. Soziale Kontakte sollen durch neue Arbeitsrnittel nicfrt eingeschränkt werden.
Entscheidungssplekäume der Bescträft igten bleiben insgelamt erhalten.. ÜUer- oder Unterforderungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden nach
Möglichkeit vermieden.. Die Arbeiten werden in gandteitlicfren, von den Beschäftigten als sinnvoll und
zusammengehörend empfundenen Abläufen organisiert. Die Arbeitsprozesse
werden so gestaltet, dass der Wechsel alischen Dv-unterstütster und Dv-freier
Tätigkeit möglichst von den Beschäfiigten selbst bestimmt werden kann
(Mischaöeitsplätse).
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Personenbezogene und -beziehbare Daten, welche als Nebenprodukt des lT-
Systems anfallen (2.8. aus Log- oder Account- Prozeduren), dürfen zum Zwecke
einer Leistungs- trnd Verhaltenskontrolle nicht verwendet werden. Ausnahmen
bedürfen einer gesonderten Vereinbarung.
Personenbezogeine und -beziehbare Daten dürfen nur für Zwecke efioben,
gespeichert und vveiterverarbeitet werden, die in einer Einzeldienstvereinbarung
festgelegt worden sind.

§4
Regelungswege

Eine qualifizierte Beteiligung der Personalräte seEt bei der lnformatior durch die
Dienststelle überi Voruberlegungen und Planungen im Göltungsbereich der
Vereinbarung ein.
Die lnformation des Personalrats und die Beratung mit ihm im Rahrnen der
gesetzlichen Verpflichtungen nacfi § 75 LPVG NW hat bei wesentlichen
Anderungen/Erw€iterungren und unter Beachtung der Mitbestimmung nach § 72
LPVG NW so rechtzeitig zu erfolgen, dass Altenrativlösungen noch realistisctr
berücksictrtigt werden können, d.h:, bevor sich die Dienststelle gegenüber Dritten
bereits verbindlich festgelegt hat.
Wesentliche Anderungen/Erweiterungen sind in erster Linie Veränderungen im
Zusammenhang mit personenbezogenen und/oder personenbeziehbaren Daten
der Bescfräftigten (2.8. neueVen rendungen mit bereits gespeicherten
Personaldaten bry. Verwendung neu erhobener Personaldaten, neue
Möglichkeiten der Erfassung und Auslertung von Leislungs- und/ oder
Verhaltensdaten) und Anderungen/Erweiterungen, die maßgeblicfi Arboitsabläufe
und -inhalte verändem bav. Besitsstärde der Beschffiigten beruhren (zB.
Qualiflkation, Eingruppieruqg etc.).
Als unwes€ntliche Anderurpen/Enreiterungen sind z B- anzusehen:
- Updates/Releasewechsel ohne neuewesentliche FunKionalitilten,
- Hardware{vechselohnewesentlicheArsrirkungen auf Arbeitsabltufe,

- inhalte etc.
- Anwendungen, die ausschließlicfr dem Bebieb der lT- Sys{eme dienen

(2. B. Betriebssysteme und betriebssystemnahe Software).

(1)

(2)

(4t

(3)
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§5
Organe_ und V9fiahryn der Beteiligung

Der geneinsame IT- Ausschuss

(1) Der lT- Ausschuss ist Ausdnrck der vertrauensvollen Zusammenarbeit arischen
den Personalräten und der Dienststelle.

(2) Der lT- Ausscfruss berät über die angestrebten Maßnahmen und Beschwerden im

Geltungsbereictr dieser Rahmendienstvereinbarung mit dem Ziel der Einigung.

Eine Nichteinigungsftihigkeit des lT- Ausscfrusses kann einer der Beteiligten
frühestens nacfr arei AusscfrusssiEungen erklären.

(3) Der lT- Ausschuss spricht einstimmige Empfehlungen aus und hält
untersdriedliche Meinungsbilder schrift lich fest.

(4) lm Sinne dieser Vereinbarurg sollten die Beratungen zügig und unter Ausnutzung
aller gegenseitigen InformationsmÖglichkeiten erfolgen- lm gemeinsamen lT-

i , Ausschuss informiert die Dienststelle über geplante lT- Vorhaben bar.v - Anderungen/ Erweiterungen.
(5) Die Empfehlungen des fT- Ausschusses sind schrifllich zu formulieren.
(6) Dienststelle sorie Personalräte haben innerhalb eines Monets nach der

Empfehlung des lT- Aussctruss recfitsverbindlicft zu erklären, ob sie diese
Empfehlung anerkennen. Hat die Empfehlung des lT- Ausschuss den Charakter
einer Einzeldienstvereinbarung, so wird diese Bestandteil dieser
Rahm€ndienstvereinbaruqg. lm Falle der Nichtanerkennung der Emlehlung des
lT- Ausschuss wird das förmlictre Beteiligungsverfahren nach Mafuabe des LPVG
NW eingeleitet.

(7) Der lT- Ausschuss setzt sich paritätisch zusammen:
. 2 Mitglieder der Dienststelle
. je 1 Mitglied der Personalräte

Auf Wunscfr eines der Mitglieder können Gäste hinzugezogen werden. Der/die
behördliclre DatenschuEbeaufrragte (oder ein/eine Vertreter/in) kann an den

\J _- Sitzungen des lT- Atsschusses beratend teilnehmen.

§6
Ei n zel di en stverei n baru n gen

(1) Eimeldienstvereinbarunggn auf der Grundlage dieser Rahmendienstvereinbarung
sind Beslandteil dieser Rdtmenvereinbarung, sofem sie entsprechend
ausgewiesen sind. Diese Eirzeldienstvereinbanngen sind iedocft eimeln
krlndbar, ohne dass damit die Rahmenvereinbarung als gekündigt gilt.

(21 1T- Systeme dürfen grunds&lich erst dann genLEtvuerden, nachdem eine
systenrbezogene Einzeldienstvereinbarung abgescttlossen wurde.
Erproburpslär.rfe sind nach äinvemehmlicher V€reinbarung im lT- Ausscttuss
möglich.



(3) Zur Veraöeitung personenbezogener bu. personenbeziehbarer Daten sollen
Einzeldienstvereinbarungen abgeschlossen uffii.

§7
I n krafitrcten, l-a ufzeit

.Die vorstehende Dienstvercinbarung üitt am Tag der Unterzeichnung in l(aft. Sie kann
mit einer Frist von 6 illonatengeküdigt werden. lm Fall einer lGndigung wird eirre
Nactnvirkung von 1 Jahr veleinbart.

\./ paderborn, o"n .Lj.:.1L1!.139.:§

Für die Dienststelle:

lGnzler

Für die Personalräte:

M-hr lrrl k"
r.ItnrPC \
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Protokollnotiz zu § 5
irieeöSlid;T.ilnahme der/des Datenscfrutzbeaufüagten an den SiEungen des lT-

ÄussArisses wird durcfi eine rechEeitige Einladung mit Tagesordnung sichergestellt'

Protokollnotiz zu § 6
lnEi'lzeldienstvereinbarungensollenbal.könneninVerbindungmitdieser
Rahmendiensvereinbaruni u.a. folgende lnhalte geregelt bar. konkretisierl werden:

Geltungsbereicft
Zweckbestimmungan
Systemdolarnwttation
Begriffsbestimmungpn
Rechte der Beschäftigten
Rechte des Personalrats
Aus- urd Weiterbildung
Datenscfiutz

I
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